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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER,  

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

sowie des Ersatzmitgliedes 

Dr. Nikolaus BACHLER 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Dr. Marina KASPAR, LL.M. 
als Schriftführerin, 
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in der Beschwerdesache 1. der ***** ***** und 2. des ***** *****, beide ver-

treten durch Rechtsanwalt Dr. Daniel Stanonik, LL.M., Porzellangasse 37/13, 

1090 Wien, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 22. April 

2024, Zlen. W214 2253376-1/23E und W214 2253225-1/23E, in seiner heutigen 

nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 
 

I. Die Behandlung der Beschwerde wird abgelehnt. 

II. Die Beschwerde wird dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abgetre-

ten. 

Begründung 

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 

wenn sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat (Art. 144 Abs. 2 B-VG). 

Die Beschwerde behauptet die Verletzung in den verfassungsgesetzlich 

gewährleisteten Rechten insbesondere auf Freiheit der Wissenschaft gemäß 

Art. 17 StGG sowie auf Freiheit der Meinungsäußerung gemäß Art. 10 EMRK. Vor 

dem Hintergrund der vom Bundesverwaltungsgericht gemäß dem in 

Verfassungsrang stehenden § 1 Abs. 2 DSG vorgenommenen Abwägung des durch 

das Grundrecht auf Datenschutz gewährleisteten Anspruches auf Geheimhaltung 

mit den sowohl durch die Wissenschaftsfreiheit des Art. 17 StGG als auch die 

Kommunikationsfreiheit des Art. 10 EMRK gewährleisteten berechtigten 

Interessen lässt ihr Vorbringen die behaupteten Rechtsverletzungen, aber auch 

die Verletzung in einem anderen verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht als 

so wenig wahrscheinlich erkennen, dass sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 

hat. 

Demgemäß wurde beschlossen, von einer Behandlung der – nicht auf das Vorlie-

gen sämtlicher Prozessvoraussetzungen geprüften – Beschwerde abzusehen und 

sie gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof abzutreten (§ 19 

Abs. 3 Z 1 iVm § 31 letzter Satz VfGG; zum System der Abtretung der Beschwerde 
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an den Verwaltungsgerichtshof durch den Verfassungsgerichtshof nach Inkrafttre-

ten der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 vgl. VfSlg. 19.867/2014). 

Wien, am 11. Dezember 2024 

Die Vizepräsidentin: 

Dr. MADNER 

Schriftführerin: 

Dr. KASPAR, LL.M. 

 

 

 

 
 


